Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2979 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Sofortprogramm zur Verbesserung der beruf- 
lichen Bildung 


Der Bundestag wolle beschließen: 


A. 

Die Bundesregierung wird ersucht, in Zusammenwirken mit den 
an der beruflichen Bildung Beteiligten die schon heute realisier- 
baren Verbesserungen der Struktur der beruflichen Ausbildung 
im Hinblick auf eine spätere umfassende Neuordnung der beruf- 
lichen Bildung umgehend zu verwirklichen mit dem Ziel, 

— die Chancengleichheit innerhalb der beruflichen Bildung und 
im Verhältnis zur allgemeinen Bildung zu verbessern 

— den Auszubildenden die Chance einer bestmöglichen Aus- 
bildung zu geben und die Durchlässigkeit des Bildungsweges 
zu erhöhen 

— die schulische Ausbildung mit der praxisbezogenen Ausbil- 
dung enger zu verknüpfen 

— schulisch Benachteiligte und Leistungsschwache verstärkt zu 
fördern 

— durch überbetriebliche Bildungseinrichtungen neue Organi- 
sationsformen beruflicher Grundbildung zu fördern 

— insbesondere kleinere und spezialisierte Betriebe durch die 
Schaffung überbetrieblicher Bildungseinrichtungen in die 
Lage zu versetzen, mit den Bildungsanforderungen Schritt zu 
halten 

— die Möglichkeiten des Berufsbildungsgesetzes im Interesse 
einer effizienten Ausbildung voll auszuschöpfen. 


B. 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, alle notwendigen Maß- 
nahmen in die Wege zu leiten, um überbetriebliche Bildungs- 
einrichtungen in einem kurzfristig realisierbaren Programm zu 
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fördern. Sie soll sich dabei die Erfahrungen und Kenntnisse der 
Bundesanstalt für Arbeit nutzbar machen: 


Bedarfsplan 

1. Die Bundesregierung soll die Bundesanstalt für Arbeit ver- 
anlassen, zusammen mit den zuständigen Bundesministerien, 
den Wirtschaftsverbänden, den Industrie- und Handelskam- 
mern, den Handwerkskammern, der schulischen Verwaltung 
und den zuständigen Stellen im Sinne des Berufsbildungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung bestehender betrieblicher 
und überbetrieblicher Ausbildungseinrichtungen und unter 
Beachtung der Empfehlungen des Bundesinstituts für Berufs- 
bildungsforschung und des Bundesausschusses für Berufs- 
bildung einen Bedarfsplan für überbetriebliche Bildungs- 
einrichtungen für den Zeitraum bis 1975/1976 zu erstellen. 
Dabei ist insbesondere auf eine ausgewogene regionale und 
berufsfachliche Struktur zu achten. Im Rahmen des Bedarfs- 
plans sind Kriterien für die Eignung überbetrieblicher Bil- 
dungseinrichtungen festzulegen. 

2. Der Bedarfsplan hat sicherzustellen, daß alle Auszubilden- 
den im Durchschnitt mindestens drei Monate ihrer Ausbil- 
dung (im Block oder aufgeteilt auf die Jahre der Ausbildung) 
in einer überbetrieblichen Bildungseinrichtung oder in einer 
gleichwertigen betrieblichen Einrichtung geschult werden. 
Die besonderen Bedürfnisse kaufmännischer, gewerblicher 
und anderer Ausbildungsrichtungen sind dabei zu berück- 
sichtigen. 

Unter Berücksichtigung der bestehenden Einrichtungen dürf- 
ten daher etwa 75 000 überbetriebliche Ausbildungsplätze 
erforderlich sein. Der Bedarfsplan hat von dieser Größen- 
ordnung auszugehen und soll gleichzeitig die Errichtung von 
Internatsplätzen in dem notwendigen Umfang einbeziehen. 
Die überbetrieblichen Bildungseinrichtungen sollen für eine 
Verwirklichung des . Beruf sgrundbildungsjahres geeignet 
sein. Modellversuche zum Beruf sgrundbildungsjahr sind 
unverzüglich in ausreichendem Umfang vorzunehmen. 

3. Im Bedarfsplan ist auch zu berücksichtigen, inwieweit im 
Rahmen des jetzt Möglichen die überbetrieblichen Einrich- 
tungen zum Zwecke der Erwachsenenfortbildung genutzt 
werden können; damit soll die Ausschöpfung möglicher 
freier Spitzenkapazitäten erreicht werden. Modellversuche 
zur Mehrzwecknutzung überbetrieblicher Einrichtungen sind 
besonders zu fördern (Ausbildung, Fortbildung, Umschu- 
lung). 


Finanzierung 
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4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, alle Möglichkeiten 
zu prüfen, für die Förderung überbetrieblicher Bildungsein- 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/2979 


richtungen nach dem Bedarfsplan mehr Mittel als bisher aus 
dem Bundeshaushalt zur Verfügung zu stellen. Diese Mittel 
sind von der Bundesanstalt für Arbeit für die Verwirklichung 
des Bedarfsplans einzusetzen und zu ergänzen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit muß in die Lage versetzt wer- 
den, überbetriebliche Einrichtungen nach dem Bedarfsplan 
stärker als bisher zu fördern. 

5. Bei angemessener Eigenleistung der Träger werden die ver- 
bleibenden Investitionskosten durch Zuschüsse finanziert. 
Die Eigenleistung wird ermäßigt, wenn die überbetriebliche 
Bildungseinrichtung überwiegend von Auszubildenden ge- 
nutzt wird, die aus der mittelständischen Wirtschaft kom- 
men. 


Trägerschaft 

6. Die Trägerschaft bei den überbetrieblichen Ausbildungsein- 
richtungen kann von Einrichtung zu Einrichtung variieren. 
Es ist jedoch allen beteiligten Gruppen Gelegenheit zu ge- 
ben, Verantwortung mit zu übernehmen. Mindestanforde- 
rung für die Organisation ist die Gemeinnützigkeit. Die Trä- 
ger haben mit den Berufsbildungsausschüssen der zuständi- 
gen Stellen zusammenzu arbeiten; die Bildungseinrichtungen 
sind unter Beteiligung von Ausbildern und Auszubildenden 
zu verwalten. 


C. 


Die Bundesregierung wird ersucht, das Berufsbildungsgesetz 
durch eine Verbesserung der Abstimmung von schulischer und 
praktischer Berufsausbildung sowie durch Anhebung der Aus- 
bildungsqualität und der Bildungschancen zugunsten der Aus- 
zubildenden weiterzuentwickeln (Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 3. Februar 1971). Folgende Maßnahmen sind 
vordringlich zu ergreifen: 

1. über eine Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und 
Ländern ist sicherzustellen, daß zusammen mit den Ausbil- 
dungsordnungen Rahmenpläne für den Berufsschulunterricht 
erlassen werden; die überbetriebliche Ausbildung muß inte- 
graler Bestandteil der Ausbildung werden. Die Vorberei- 
tung der sachlichen Abstimmung soll im Bundesinstitut für 
Berufsbildungsforschung und seinen Fachausschüssen er- 
folgen. 

2. Die Leistungen der Auszubildenden in der Berufsschule sind 
bei der Abschlußprüfung zu berücksichtigen. Es sind geeig- 
nete Kooperationsformen in der Leistungsbewertung und 
Leistungsbeurteilung unter Verwendung der Erkenntnisse 
auf dem Gebiet der Curricular- und Lernzielforschung zu 
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finden. Im Zuge dieser Kooperation ist die Stellung der 
Lehrer in den Berufsbildungsausschüssen der zuständigen 
Stellen zu stärken. 

3. Das jeweilige Verhältnis von Ausbildungsberatern zu Aus- 
zubildenden ist gesetzlich festzulegen und die Zahl der Aus- 
bildungsberater so anzuheben, daß jeder Auszubildende und 
jeder Ausbildende die Möglichkeit hat, eine erwünschte Be- 
ratung zu erhalten. Auf eine hohe fachliche Qualifikation der 
Ausbildungsberater ist zu achten. 

4. Die Ausbildungsberater sind hinsichtlich Berichterstattung 
und Tätigkeit stärker an die Berufsbildungsausschüsse der 
zuständigen Stellen zu binden. 

5. Auszubildende sind in einem durch Rechtsverordnung festzu- 
legenden Umfang für fördernde Bildungsmaßnahmen, insbe- 
sondere für den 2. Bildungsweg, von der Ausbildung freizu- 
stellen, soweit dadurch das Bildungsziel nicht gefährdet 
wird. 

6. Die Bundesregierung muß in stärkerem Maße als bisher dar- 
auf hinwirken, daß die Bestimmungen des Berufsbildungs- 
gesetzes voll wirksam werden. Das gilt insbesondere für 
die zügige Verabschiedung und das Inkrafttreten der Ausbil- 
dungsordnungen und der Rechtsverordnungen, die die Inte- 
gration von schulischer und beruflicher Bildung weiter- 
entwickeln und die Eignungsanforderungen an die Ausbil- 
der konkretisieren. 

7. Die Berufsbildungsforschung, insbesondere im Bundesinsti- 
tut für Berufsbildungsforschung und an den Universitäten ist 
als Grundlage für die Anhebung der Ausbildungsqualität 
und die Abstimmung von beruflicher und schulischer Bildiing 
verstärkt auszubauen. 


D. 


Die Bundesregierung wird ersucht, die berufliche Bildung auch 
zugunsten derer weiterzuentwickeln, die es bisher besonders 
schwer haben, überhaupt einen geeigneten Ausbildungsplatz zu 
finden. In einem Förderungsprogramm zugunsten schulisch Be- 
nachteiligter und Leistungsschwacher sind insbesondere fol- 
gende Maßnahmen zu ergreifen: 

1. Ausbau der Förderkurse der Bundesanstalt für Arbeit (Lehr- 
gänge zur Erreichung der fehlenden Berufsreife bzw. zur 
Verbesserung der Vermittlungsmöglichkeiten) auf der Basis 
ärztlich-psychologischer Eignungsuntersuchungen. Ziel muß 
es sein, die benachteiligten Jugendlichen mit Aussicht auf 
Erfolg in ein normales Ausbildungsverhältnis oder zumindest 
in eine Anlernstelle zu vermitteln. 
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2. Nur diejenigen Jugendlichen, die einer solchen Ausbildung 
nicht gewachsen sind, sollen die Möglichkeit zu einer weni- 
ger anspruchsvollen Ausbildung als „Betriebswerker" oder 
ähnlichem erhalten. Daran kann sich eine verkürzte oder nor- 
male Ausbildung anschließen. 

Den - bisher vorwiegend karitativen - Trägern einer solchen 
Grundausbildung hat die Bundesanstalt für Arbeit die benö- 
tigten Mittel zur Verfügung zu stellen. Das gleiche gilt nur 
dann für Unternehmen, wenn besondere, auf die Bedürfnisse 
dieser Jugendlichen zugeschnittene Ausbildungsprogramme 
vorliegen. Das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 
soll in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit 
Ausbildungsprogramme entwickeln - getrennt für Lernbe- 
hinderte, Milieugeschädigte und Verhaltensgestörte. 

3. Neue Formen des Berufsgrundbildungsjahres sind für diese 
Jugendlichen zu erproben. Die ärztliche, pädagogische und 
psychologische Betreuung ist nach Maßgabe des Behinde- 
rungsgrades individuell zu gestalten. Für den Bereich der 
Fachausbildung sind neue Modelle zu entwickeln. 

4. Die Bundesregierung soll sich in Zusammenarbeit mit den 
Ländern verstärkt darum bemühen, den Bedürfnissen dieser 
Jugendlichen bereits in der Schule Rechnung zu tragen. 


Bonn, den 21. Dezember 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Eine moderne berufliche Bildungspolitik muß den gestiegenen 
Anforderungen an eine zeitgerechte Ausbildung Rechnung tra- 
gen und auf die Zukunft gerichtete Impulse geben. Die Chancen- 
gleichheit innerhalb der beruflichen Bildung und im Verhältnis 
zur allgemeinen Bildung muß weiter verbessert werden. Diesem 
Ziel dient der vorliegende Antrag der CDU/CSU-Fraktion, der 
auch Anregungen berücksichtigt, die seit einiger Zeit nicht zu- 
letzt in den Kreisen der berufstätigen Jugend selbst diskutiert 
werden. 

Die vom Deutschen Bundestag eingesetzte Kommission „Kosten 
und Finanzierung der beruflichen Bildung" wird ihre Ergebnisse 
und Empfehlungen zur Weiterentwicklung der beruflichen Bil- 
dung nicht vor dem Jahr 1973 vorlegen können. Die anschließen- 
den Gesetzgebungsarbeiten werden in Anbetracht der kompli- 
zierten Materie weitere Jahre benötigen. Gleichwohl ist es nicht 
nur möglich, sondern auch notwendig, wichtige Verbesserungen 
der beruflichen Bildung im Hinblick auf eine spärtere umfas- 
sende Neuordnung der beruflichen Bildung schon heute zu ver- 
wirklichen, und zwar durch 

— die verstärkte Förderung überbetrieblicher Bildungseinrich- 
tungen unter Berücksichtigung und Einbeziehung der Be- 
lange des berufsbildenden Schulwesens 

— eine Weiterentwicklung des Berufsbildungsgesetzes mit dem 
Ziel einer besseren Abstimmung von schulischer und betrieb- 
licher Berufsausbildung und einer Anhebung der Ausbil- 
dungsqualität 

— ein Programm für schulisch Benachtigte, um die besonders 
Leistungsschwachen zu fördern. 

Mit der vorliegenden Initiative unterstreicht die CDU/CSU-Frak- 
tion erneut ihre Überzeugung, daß die Berufsausbildung im 
außerschulischen Bereich den gleichen Rang beanspruchen kann 
und im Parlament die gleiche Aufmerksamkeit verdient wie die 
Bildung an Schulen und Universitäten. Die Anliegen der 1,3 Mio 
Auszubildenden sind mindestens ebenso ernst zu nehmen wie 
die berechtigten Forderungen der 0,4 Mio Studenten. 


überbetriebliche Bildungseinrichtungen 

Die CDU/CSU-Fraktion sieht in überbetrieblichen Bildungs- 
einrichtungen die dritte Säule der Ausbildung im dualen System. 
Neben der betrieblichen Unterweisung und dem Berufsschul- 
unterricht dient sie als Klammer zwischen Theorie und Praxis; 
sie kann der Erweiterung der beruflichen Grundbildung ebenso 
Rechnung tragen wie den besonderen Bedürfnissen der ver- 
schiedenen Ausbildungsrichtungen. Insbesondere kleinere und 
spezialisierte Betriebe werden durch überbetriebliche Bildungs- 
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einrichtungen in die Lage versetzt, mit den Bildungsanforderun- 
gen Schritt zu halten. Aus dieser Erkenntnis heraus richtet die 
Wirtschaft zunehmend freiwillig überbetriebliche Unterwei- 
sungsstätten ein. 

Die CDU/CSU-Fraktion setzt sich dafür ein, daß in dem Zeit- 
raum bis 1975/1976 etwa 75 000 überbetriebliche Ausbildungs- 
plätze geschaffen werden, um 

— jeden Auszubildenden im Durchschnitt mindestens drei Mo- 
nate seiner Ausbildung in einer Lehrwerkstatt zu schulen, 

— durch Zusammenwirken und durch Abstimmung mit den 
Schulen und Betrieben das Ausbildungsniveau zu heben, 

— die institutioneilen Voraussetzungen für die Einführung des 
Beruf sgrundbildungsjahres zu verbessern, 

— Modellversuche zur Mehrzwecknutzung überbetrieblicher 
Bildungseinrichtungen, die neben der Ausbildung auch der 
Fortbildung und Umschulung dienen, zu fördern, 

— die regionale und berufsfachliche Struktur zu verbessern. 

Ein ausgewogener und umfassender Ausbau überbetrieblicher 
Bildungseinrichtungen setzt einen zwischen allen Beteiligten 
abgestimmten Bedarfsplan voraus. Auf umfangreiche Vorarbei- 
ten kann dabei zurückgegriffen werden. 

Die nach dem Bedarfsplan zu fördernden überbetrieblichen Bil- 
dungseinrichtungen werden in den Jahren bis 1975/1976 Investi- 
tionen in Höhe von insgesamt etwa 2,25 Mrd. DM erfordern (in 
einem Fünf jahreszeitraum mithin 450 Mio DM pro Jahr). Sie 
sind durch die Förderungsmittel sowie durch eine angemessene 
Eigenleistung der Träger dieser Einrichtungen aufzubringen. 
Als koordinierende und fördernde Institution zur Durchführung 
des Bedarfsplans bietet sich sowohl unter organisatorischen wie 
unter finanziellen Gesichtspunkten die Bundesanstalt für Arbeit 
an. Sie fördert bereits heute überbetriebliche Bildungseinrich- 
tungen in zunehmendem Maße. Damit kann die Bundesregie- 
rung jedoch nicht aus ihrer Verantwortung entlassen werden. 
Die Tatsache, daß allgemeine und berufliche Bildung gleichran- 
gige Aufgaben unseres Bildungswesens sind, verpflichtet sie, 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um überbetriebliche Bil- 
dungseinrichtungen nach dem Bedarfsplan aus Mitteln des Bun- 
deshaushalts zu fördern. Durch verstärktes Engagement der 
Bundesanstalt für Arbeit wird jedoch der Gefahr entgegen- 
gewirkt, daß angesichts der beengten Finanzmasse der öffent- 
lichen Hand das Sofortprogramm zur Verbesserung der beruf- 
lichen Bildung scheitert oder nur bruchstückhaft in die Tat um- 
gesetzt wird. 


Weiterentwicklung des Berufsbildungsgesetzes 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Entschließung vom 3. Fe- 
bruar 1971 die Bundesregierung auf gef ordert, die Frage einer 
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umfassenden Novellierung des Berufsbildungsgesetzes zu prü- 
fen. Die Bundesregierung sollte dabei insbesondere folgende 
Grundsätze beachten: 

— Die Partnerschaft im dualen System der Ausbildung ist zu 
stärken, um das leistungsmindernde Nebeneinander in der 
schulischen und praktischen Ausbildung zu beseitigen. 

— überbetriebliche Bildungseinrichtungen müssen integraler 
Bestandteil der Ausbildung werden. 

— Die Ausbildungsqualität und die Bildungschancen zugunsten 
der Auszubildenden sind entscheidend zu erhöhen. 

— Die Beratung und Betreuung während der Ausbildung ist zu 
intensivieren. 

— Der Berufsbildungsforschung als Grundlage einer in die Zu- 
kunft gerichteten Bildungspolitik muß besonderes Gewicht 
beigemessen werden. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat die ihrer Meinung nach vordring- 
lichen Maßnahmen zur Fortentwicklung der beruflichen Bildung 
gemäß der obengenannten Entschließung des Bundestages in 
dem vorgelegten Sofortprogramm zur Verbesserung der beruf- 
lichen Bildung konkretisiert. Dabei wurde nicht außer acht ge- 
lassen, daß in den genannten Bereichen bereits in kürzerer Zeit- 
spanne entscheidende Verbesserungen erreicht werden können. 


Förderungsprogramm zugunsten schulisch Benachteiligter und 
Leistungsschwacher 

Obwohl - von regionalen Engpässen abgesehen - ein ausrei- 
chendes Angebot an Ausbildungsverhältnissen zur Verfügung 
steht, bleiben gegenwärtig über 240 000 Jugendliche ohne beruf- 
liche Ausbildung. Sie sind die ungelernten Arbeiter von morgen, 
deren Arbeitsplatz erfahrungsgemäß bei wirtschaftlichen Rück- 
schlägen zuerst bedroht ist. 

Die schon bestehenden Förderkurse der Bundesanstalt für 
Arbeit können nur ein erster Ansatz sein, den es auszubauen 
und wesentlich zu erweitern gilt. Die CDU/CSU-Fraktion setzt 
sich dafür ein, daß diese Jugendlichen entsprechend ihren Fähig- 
keiten geschult werden. Sie sollen zumindest eine berufliche 
Grundbildung erhalten. Den besonderen Problemen Lernbehin- 
derter, Milieugeschädigter und Verhaltensgestörter muß dabei 
besondere Beachtung geschenkt werden. 
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